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Ms Verhältniß Berns zumHcrzog vonZähringen.
Bon Hrn. Ed. vo» Wattenwyl vou Diesbach.

Wir begegnen gleich im Anfang der bernischen Geschichte
bei der Gründung der Stadt einem unklaren nnd bestrittenen

Verhältniß, nämlich der Frage, ob Bern vou Anfang an
eine rei ch s u nm i tt el b are oder eine der Herrschaft des

Herzogs unterm ors en e S ta dt gewesen sei, und welches

der Rechtsgrund uud die Natur der zähringischen
Herrschaft gewesen sei.

Wurstemberger hält die Stadt vou ihrer Gründnng an

für eine reichsunmittelbare. >) Gingins bezweifelt es. Stettler,«)

Tillier 4) nnd Vluutschli 5) nehmen an es sei ci.i Neichs-
leheu gewesen. Müller«) spricht sich nicht darüber aus.

Die Thatsache der zähringischen Herrschaft läßt sich aber

auf unbestreitbare Weise nachweisen.
Es ist sehr wahrscheinlich, daß die erste Handveste von

Vern lediglich diejenige vou Freiburg gewesen ist, weicher
der Herzog durch cesciizU» einige Bestimmungen beifügte.
Nach Mitgabe der sreiburgische» Handfeste hätte der Herzog
in Ber» »ebst den hoheitlichen Rechten des Heerbannes, der

Gerichtsbarkeit, des Zolles, dcr Münze, auch die grund-
berrliche» Rechte gehabt.

>) Peter von Savoyen, Bd. I. S, 212.

Iiisloire ein reeturst sto, lZunruoszns. Uêi», äe Is soviets rv-
iniunle. Bd. I, S 139,

l>) Stettler. Bern. Rechtsgesetz. S, 20.

Tillier, Bd, I. S. 48.

') Bluntschli, Schweiz, Bundesrecht. Bd, I, S. Il2.
°) Müller, Schwcizcrgcschichte, I, 3S6.
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Das frühere Vorhandensein der grundherrlichen Rechte,
der Marktrechte, des Weiubauns uud Mühlenzwaugs ergibt
sich deutlich aus Art. d und Ii) der Handfeste, und die

Aufhebung der ttxgeli« serviti',, cM «prèssi suislis läßt darauf

schließen, daß noch mehrere grundkerrliche Leistungen

früher bestanden haben. Eben so setzt Art. 8 voraus, ,daß

Leistungen auf die Stadt gelegt worden waren, welche als
4sm»um nnd Ki'«vi,me,i angesehen wurden. Die besondere

Betonung der Freiheit und der Ausdruck vus libères ls-
oientes setzt nothwendig ein früher bestandenes herrschaftliches

Verhältniß voraus.
Die schlüssigste Thatsache ist diejenige der Gründung

der Stadt uud der Ertheilung einer Verfassung an dieselbe

durch deu Herzog,
Allein die Herrfchaft war nicht nur eine thaisächliche,

sondern der Kaiser bat sowohl die Gründung der Stadt als
die Rechte, die der Herzog als Herr der Stadt ihr gegeben

hatte, in der Handseste als eine rechtmässige anerkauut.

Der Kaiser bestätigt die Verfügungen des Herzogs, nämlich
nee neu el illg jnr» que Netto!,lus dux quoixliim c/omnn«
veske/' vodis cleclit el eonlirrmrvil.

Auch die Ertheilung der Mühlen von Bern zu
Erblehen an Imo von Tentenberg durch den Herzog als Herrn
der Stadt wird in einer Urkunde vom 12. Angust 1249

(Zeerleder I. 2«8) durch Friedrich II. und Heinrich VII,
anerkannt :

Lerloliio czuomlsm ^eriuKie ülu^iri rlnue, tum ckim/ns,
oonscntienle so leZitims confirmante, sieut poslmoilum evism
»erem5simis ?re<Ierioo romsn« Imperatore se Ilenrien re^e
lilio suo ver lestes 'uloueos >,rolnttum el per omni« cum es-
teetu clebilo cv«/Z^mKêttm,

Es ist somit die Herrschaft des Herzogs nn-
zwei fell) aft bewiesen, sowohl ihre Ausübung als ihre
Anerkennung durch die königliche Gewalt, sowohl die Thatsache

als ihre Rechtmäßigkeit. Es ist nuu zu untersuchen,
auf welchem Rechtsgruud diese Herrschaft beruht habe, und
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zwar welches dieVerhâltnissedesGrundesundBodens
gewesen sind, ans welchem die Stadt gegründet wurde; nnd

welches die Natur der Gewalt gewesen ist, welche der

Herzog über dieselbe ausgeübt hat.
Die rechtlichen Verbältnisse des Bodens und der

herrschaftlichen Gewalt siud das Ergebniß einer langen geschichtlichen

Entwicklung gewesen. Es muß daher eine Tarstcllnng
der Landesgeschichte in demjenigen innern Zusammenhang
gegeben werden, welcher die Grundlage der rechtsgeschichtlichcn

Schlußfolgerungen bildet. Das Ergebniß derselben soll zeigen,

daß Grund und Boden der Stadt ursprünglich burgundi
sch e s Kr on gut gewesen und aus demselben luue!u« im-

perii, Reichsgut, geworden sei und daß die Herrschaft der

Herzoge über denselben aus dcm Rektorat bcrubt babe.

Wir legeu der Darstellung die Geschichte Wurstembergers
über die alte Landschaft Bern zu Grunde.

I.

Die Zeit des Uebergangs von Burgund von seiner
Selbstständigkeit bis zu seiner Einverleibung in's deutsche Reich

begreift drei EutwicklungspKasen, uämlich diejenige der bur-
gnndischen Selbstständigkeit unter der rudolfinischen
Dynastie, die der Personalunion unter der salischcn

Dynastie uud die der Annexion unter Kaiser Lotbar
uud deu HoKeustaufen. Nach diefer Darstellung folgt
diejenige der Entwicklung des Rektorats, welches ebenfalls
drei Eutwickluugsvhasen hat, nämlich das Rektorat des

Hauses Rheinfelden, das Rektorat der Zäbringer bis znm
Vertrag von 1052, und das eigentliche Rektorat vou 1052
bis zum Aussterben der Zähringer.

1.

Als die karolingische Dynastie zerfiel, bildete Burgund
von 888 bis 1032 ein selbstständiges Königreich, welches seit
933 durch dcn Zuwachs der jenseits des Jura gelegenen
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Länder zum bnrgnndisch-arelatenstischen Königreich erweitert
wnrde. Jn dieser Zeit herrschten in direkter Abstammung
vier Könige über Burgund, Rudolf I., Rudolf II., Conrad,
gen. der Friedfertige, uud Rudolf III., zubenannt der Schwache
(iAuävus). Die Stände des Königreichs übten das Wahlrecht

aus, welches in Fällen direkter Erbfolge mehr eine

förmliche Anerkennung als eine Wahl gewesen zu sein scheint.
Das Wahlrecht erlangte aber seine Wirksamkeit bei einer
bestrittenen Thronfolge. Tiefe trat ein nach dem kinderlosen
Absterben des letzten Königs Rudolf III. im Jahr 1032.

^ Rudolf III. hinterließ von vorabgestorbenen Schwestern
Kinder,^ weiche die Thronfolge in Anspruch nahmen.

Tie älteste Schwester Gisela, vermählt mit Herzog Heinrich

von Bayern, wär die Mutter Kaiser Heinrichs II.
Die zweite Schwester Bertha, vermählt mit dem Grafen

von Champagne, war die Mutter des Grafen Odo von
Champagne.

Die dritte Schwester Gerberga hatte von dem Herzog
Hermann II. vou Schwabeu eine Tochter Gisela, deren erster

Ehemann Herzog Ernst I. von Schwabeu war, von welchem

sie zwei Söhne, Ernst II. und Hermann IV., Herzoge von

Schwabeu, hatte; Gisela's zweiter Ehemann war Conrad II.,
der Salier genannt, welchem sie den Kaiser Heinrich III. gebar.

Eine vierte Schwester Mechtild, vermählt mit dem

Grafen Balduin von Flandern, kommt im Erbfolgestreit
nicht vor.

König Rndolf III. hatte bei seinen Lebzeiten, als er von

seinem Adel bedrängt und mit Entsetzung bedroht war, bei

seinem Neffen, dem Kaiser Heinrich ll., Hülfe gefunden und

demselben die Thronfolge zugesichert. Ter Kaiser hatte auch

nach siegreichen Feldzügen gegen die Burgunder (1018 bis

1020) die Ruhe in Burgund hergestellt und wahrscheinlich
die Anerkennung seiner Thronfolge von den burguudischen
Ständen erhalten. Da der Kaiser vor dem Könige Rudolf
kinderlos abstarb (13. Juli 1024), so siel die Uebereinkunft

durch seineu Tod dahin.
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Heinrichs Nachfolger anf dem deutschen Tbron war
Conrad II. vo» Franken, gen. der Salier, zweiter Ehemann
der Gisela, dcr Nichte des burguudischeu Königs. Er
vermochte mit Waffengewalt vom König und dcn burguudischeu
Stände» die Er»c»eruug der mit seinen Vorgängern bestandenen

Perträge z» erzwingen (Basel 1025), Allein zwei
näberberechtigte Erben traten gegen Konrad ans. Ernst II,
sein Stiefsohn und Sohn erster Ehe der Kaiserin Gisela,
unterlag im Jahr 1027. Nach dem Tode Nudolfs eutstand
ein blutiger Krieg mit dem Grafen Odo von Champagne,
dem Sohne der Zweitältesten Schwester, welcher in Burgund
einfiel und wahrscheinlich vom romanischen Adel unterstützt
wnrde. Ans deu Fcldzngc» dcr Jahre 1033 », 1034 ist die

Eroberung und Zerstörung von Mnrte» bekannt. Conrad
blieb Sieger, er ließ sich 1033 in Pcterlingen von den Ständen

wählen oder anerkennen »nd 1034 in Genf zum König
krönen.

Nach' streugen Nechtsgrundsätzen hätten Odo von
Champagne, dcr Sohn der öltercn Schwester und Ernst II, der

Sohn erster Ehe der Gisela, von welcher ihr zweiter Ebe-

man» seine Thronfolge herleitete, ein besseres Recht gehabt,
als der skaiser Conrad. Allein die Frage wurde nicht rechtlich,

sondern mit den Waffe» entschiede»

Sowohl Heinrich II, als Conrad II, sollcn eine Lehens-

hoheit des deiitschcu Reichs über Brirgiurd in Aiisprnch
genommen haben. Einige Thatsachen schcinen die Möglichkeit
eiucs solchen Verhältnisses nicht auszuschließen. Solche
Thatsachen sind die Vorninndschast des Kaisers Otto II iiber den

mindcrjäbrigc» König Conrad von Vnrgnnd (940—952)
»nd die Mitwirkung der Kaiser Otto I nnd Otto IÜ bei

den Vcrhaiidliiirgea dcr burgundische» .Könige über die Abtei

Münster in Granselden (962 und 993). ') Auch die Erneue-

') Longnet I. 693 und ^tsatia diplomaties I, 122—144.
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rung der Verträge mit Heinrich II und Conrad II möchten
eine solche Muthmaßung unterstützen. Tcnrroch sind die

Angaben zn unsicher, nm das Besteben einer Lchenshoheit
des dentschen Reichs und eines auf Grundlage desselben
bestehenden Heimfallrechts der burguudischeu Krone au die

deutsche als positiv hinstellen zn können.

Man wird vielmehr der sichern Thatsache den Vorzug
geben, daß Conrad II seine Thronfolge auf die Verwandtschaft

seiner Gemahlin stützte, als crbberechtigcr Nachfolger
von deu Stände» in Peterlingen gewählt nnd iu Genf
gekrönt worden ist.

Kaiser Conrad ließ ebenmäßig seinen Sohn Heinrich
auf einem Reichstag in Solothnrn von den Ständen (1038)
anerkenne» »»d krönen. Heinrich III verhandelte mit den

bnrgnndischen Ständen auf den Reickstagen von 1038, 1045,
1048, 10»3 in Solothurn. De» Grasen Heinrich von Hoch-

burguud zwang er durch eine» Krieg, ihm die Hnldigung für
Hochb»rg»nd zu leisten (I04d, 1052). So wie einerseits
die Thronfolge dieser Kaiser und ihrer Dynastie auf ihrer
Abstammung vo» der r»dolfinischen Dynastie beruhte, so

anerkannten sie ihrerseits durch die Wahl der Stände und die

Berufung besonderer Reichstage die Souderstelluug der

burguudischeu Monarchie.
Von Heinrich IV und Heinrich V ist keine Wahl in

Burguud bekauut. Der Grund ihrer Thronfolge war jedenfalls

das Erbrecht. Im Krieg gegen Rudolf vou Rheiuseldeu
hielten die Burgunder zu ihrem Erbköuig. Die bnrgundr-
sche» Bischöfe von Basel und Lausanne und dcr hohe bnrgnn-
difche Adel waren treue A»bä»ger und gute Heerführer Heinrichs

IV, und trotz der großen Begüterurrg des Gegenkö»igs
in Bnrgund vermochte derselbe daselbst keine Partei z» bilden.

Unter den vier Herrschern der saliscben Dynastie war
das Perhältniß Burgunds dasjenige der P ers o-n al un i o n.
Die deutscheu Könige waren Könige von Burguud uur auf
Grnnd ihrer Abstammung vom b»rgu»dischen Königshaus
und der Anerkennung der Stände. Burgund war ein be-
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solideres Königreich, welches von den deutschen Königen
nnr in ihrer Eigenschaft burgnndischcr Könige beherrscht

wurde, aber eigene Gesehe, eigene Stünde und ein eigenes

Kronwahirechi hatte, und dessen Institutionen und Rechte

von seinen Regenten anerkannt waren.
Ein solches Verhältniß finden wir auch znr Zeit Friedrichs

Ii mit Sizilien, Der Papst vermochte aber den Ueber-

gaug desselben in eine Realunion zu verhindern, nnd
als Friedrich die deutsche Krone nahm, mußte er dem Papste
eine Erklärung ausstellen (November 1220), daß das Reich
keinerlei Anfprnch auf Sizilien habe, nud daß er Sizilien
nicht von wegen des deutscheu Reichs, sondern von
Erbschaft wegen seiner Mutter besitze, welche von den Königen
vou Sizilien abstammte. >)

Ein solches Verhältniß von Personalunion besteht noch

zwischen Oestreich und Ungar», und Ungarn erhält seine

Sonderstellung noch aufrecht.

Mit Heinrich V erlosch der salische Manusstamm (l 125).
Nach buiguudischem Recht hätten nun die Stände wählen
oder es hätte nach dem Vorgange von 1033 die Erbfolge
dnrch weibliche Abstammung mit Anerkennung der Stände
eintreten sollen. Ter Nächstberechtigte war Friedrich von

Hohenstaufen, Herzog vou Schwaben, welcher Agnes, die

Tochter Heinrichs IV, geheirathet hatte. Die Sonderstellung
Burgunds machte es auch möglich, daß dieser die burgundische
Krone erhielt, selbst wenn er nicht znm deutschen König
gewählt wurde.

Friedrich wurde aber nicht gewählt, sondern Lothar

von Sachsen (II25), Dieser hatte keine erbrechtlichen

Ansprüche an die biitguudische Krone, denn es bestund kein

Verwandlschaftsverhältniß, weiches ihm solche geben konnte;
er wurde auch von den burgundischen Ständen weder ge-

>) Ristori» cliploiu. ?ri6 II par Huillsrà Lreliolles'Introà. p. Iti).
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wählt noch aucrkannt, sondern er nahm Burgund lediglich
Kraft seiner deutschen Königsrechte in Anspruch, nnd bclebnte
den Herzog Conrad von ZäKringen, dessen Haus erblich mit
den Hoheustaufeu verfeindet war, mit Burgund, als einem

Herzogtbnm, wie solches in der geschichtlichen Darstellung
des Rektorats des nähern erörtert werden wird.

Turch Lothars Herrschaft über Burgund als deutscher

König war die Annexion Burgunds rechtlich ausgesprochen
und Burgund ein Bestandtheil des deutschen Reichs geworden,
Conrad III von Hohenstaufen, dessen Mntter die Tochter
Heinrichs IV war, war wieder ein durch seine Abstammung
berechtigter Besitzer der bnrgundischen Krone nnd die Hohenstaufen

verdanken wobl die Zuneigung Burgunds ihrer Eigcu-
schäft als erbberechtigte Tynastie. Die Vereinigung der

Erbansprüche an die burgundische Krone mit der deutschen
Krone änderte aber das Verhältniß der Reasunion nicht,
sondern konsolidirte dieselbe.

Allein die Annexion war, wenn auch rechtlich, doch durch

Lothar uicbt thatsächlich durchgeführt. Gegen dieselbe und

insbesondere gegen die Belehuung Conrads von Zähringcn
mit Bnrgund trat Graf Rainald III von Hochbnrgnnd auf,
uud nabm, nntcrstützt von einem großen Theil dcs bnrgun-
dischcn Adels, die Sonderstellung Burgunds und seine

Unabhängigkeit in Anspruch. Lothar sprach I I27 die Neichs-
acht gegcu ihn aus. Es entspann sich ein Krieg zwischen

Rainald nnd Conrad von Zähringen, welcher beide

überdauerte, und nach ZV Jahren erst dadurch eutschiedcu wurdc,
daß Friedrich l I I56 die Erbin des Hockburgundischen Hanses

Keirathcte nud auf diese Weise die lange bestrittenen
Rechte an sich brachte, wie solches nnten des weitern erörtert
werden wird,

Dcr Widerstand Rainalds von Hochbnrgnnd war ein

rechtmäßiger, denn nach burgundischen Rechten war Lothars
Thronfolge eine Usurpation. Was aber diesem Widerstand
eine erhöhte Kraft verlieben hat, ist nicht sowohl die Rechtsfrage

als das Interesse der Nationalität gewesen. Die bur-
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gundische Nationalität hatte ein sclbstbercchtigtcs Dasein^
nnd besonders der romauische Theil des Volkes sträubte
sieb gegen die deutsche Fremdherrschaft. Tiefe Antipathie
danertc dic ganze Zeit des Rektorats hindurch uud ist noch

im Baroncnkrieg kräftig zn Tage getreten,
Anch nnter der Herrschaft des deutschen Reichs hat ein

Streben nach Sonderstellvng in dcn schweizerischen Ländern

bnrgnndischcr Herkunft immer fortgewirkt, welches durch-

unscheinbare Fäden mit ihrer frühern Unabhängigkeit zu-
sammenhieug nnd zu einer frühen thatsächlichen Ablösuug vom
deutschen Reich mitgewirkt hat.

Iu dieser Weise ist Burgund durch den Mittelzustand
dcr Personalunion von einem selbstständigen Reich in einen,

Bestandtheil des deutschen Reichs übergegangen. Es ist nun
nachzuweisen, welche Wirkung diese Annexion auf Grund
und Boden der Stadt Bern gehabt hat.

4.

Die rndolfinische Dynastie batte in der Grafschaft Bargen

zwischen der Aare und Sense sehr viele Patrimonial-
güter. Was nns an Urkunden erhalten ist, siud Verfügungen
über Krongüter, so daß es wahrscheinlich ist, daß der obere

Theil der Grafschaft Bargen, Ussgau genannt, ausschließlich

burgundisches Krongut gewesen ist.

Im Jahr 962 (April) schenkte die Königin Bertha»
Gemahlin Nudoiss II, dem Kloster Peterliugeu die Kirche zu
Kerzerz. >) Die Waldnugeu nud Zehnten zu Balm, Buch
und Gempeuach schenkte ihr Sohn Conrad, Die Kaiserin
Adelheid, Tochter Rudolfs II, schenkte dem Kloster Sels die

Höfe Wimm,S nnd Uetendorf,«) Erzbischof Bnrkart von,

Lyon, Bruder Rudolfs III, verfügte über Huben zu Köniz,,

') Zeerled, I. S.

') Zeerl. I. L.

') Zeerl. l tv.
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die Wüste zu Muhlenberg und Pontikale, und Rudolf III
bestätigte die Verfügung in Bümpliz. ') Ter nämliche
verfügte über Schwarzenburg an St. Moritz.

Als die burgundische Krone an die salische Dynastie
siel, folgten dem Schicksal der Krone anch die Krongüter.
Aus dieser Epoche ist uus die Schenkung Heinrichs IV
erhalten, welcher dcn Grünenwald — c!e»srlum csuoclilirm relzni
moi - dem Kloster Rüggisberg vergabt««) (1074 od. 1076

Durch die Einverleibung Burgunds unter Lothar wnrde
das Krongnt folgerichtig Reichsgnt. b uiiclu« und nlleclium Im-
perii, und was später als Neichsboden erscheint, muß umgekehrt

früber burguudisches Krougut gewesen sein.

Diese Eigenschaft hatte auch der Boden, anf welchem

Bern steht, und dieser Eigenschaft seines Bodens verdankt
es nach dem Aussterben der Zähringer seine Reichsunmittel-
barkeit. Wie Bern gelangten ans gleichem Grunde Murten,
Grasbnrg, Laupen uud Gümminen znr Reichsuumittelbarkeit

aus Grund ihrer frühern bnrguudischcn Krongutseigen-
schaft. Auch die vielen Reichslasteu am linken Aaruser, die

Schenkung des Forsts und des Bremgartens beweisen, daß
wie Bern, so auch seine Umgegend königlich bnrgundischcs

Krougut gewesen ist. i)

Wir gehen nun über zur geschichtlichen Darstellung des

Rektorats.
I.

Das Rektorat erscheint zuerst iu der Zeit der
Minderjährigkeit König Heinrichs IV, dessen Mutter Agnes dem

') Zeerl. I. 13.

2) Zeerl. I. 17.

') Zeerl. I. 20.

Die dem deutschen Orden in Könitz zugewiesenen Besitzungen und
Patronatsrcchte gehörten auch dem deutschen Reich als früheres
burgundisches Krongut. Zeerl. I, 23S.
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Grafen Rudolf von Rheinfelden die Statthalterschaft in Burgund

übertrug (1057). Die Veraulassnug zu dieser Maßregel

war die Minderjährigkeit des Königs, und der Grnnd
der Wabl der ausgedehnte Grundbesitz des Hanses Rheinfelden

uud die Verwandtschaft des Herzogs Rudolf, welcher
die Schwester des Königs geheirathct hatte.

Der Natnr der Sache nach kann aber das Verhältniß
nicht denjenigen Begriff gehabt haben, welchen es bei seinem

Anshöre» hatte. Da die Minderjährigkeit des Königs der Ent-
stehungsgrnnd gewesen war, mußte die Statthalterschaft mit der

Mehrjährigkeit aufhören, deuu die Mutter als Vormiinderin
tonine nicht befugt sein, eine erbliche Statthalterschaft mit
Vollgewalt zu gründen.

Räch erreichter Mehrjährigst des Königs hat ein
Verhältniß von Statthalterschaft noch fortgedauert. Es enthält
aber keine volle Gewaltsdelegation, sondern der Statthalter
hat eine vollziehende Gewalt, welche aber bereits als
ans seinen Sohn übertragbar, anerkannt ist. Jn der
Schenkungsurkunde an Rüggisberg von 1074 oder 1076 vergäbet
der König selbst und hatte sich somit die Verfügung über

Krongnt vorbehalten. Die Schenkung vollzieht der Statthalter

unter Mitwirkung seines Sohnes:
illilm I1on>riori> ,!si Si'iUi« rmmruocum c>»<iilìis cox stuolo

spicitu inslinolus por »nmui» protrili rlueis lì, vieinnm
luv« ot inijiioons ilesennni ipiochitim juris coizni moi, su.

vomi,s ivlbno viiiciv, domivi oniein eeolesiu ferner domivit

>>cr rnimum li, i tolli duvis iilii lìmioili, outre ipso rliieo su-
boute in iioo pluvi!,!,i>, (Zeerl. I. 20.)

Als Rudolf sich zum Gegenkönig wählen ließ, entzog

ihm Heinrich die Reichslehen in Burgund, 1077 (ob
Mttlbis in nos i'viriiumijii« noliitiilns presiiinplioucs omni ili-
viitu ol itiiuniiir, lorze tiiin vite czimin reriim prescriptus et

uiimmilns), Durch die Reichsacht wurde er selbstverständlich

wie seines Lebens und seiner Güter, auch seiner Statthalterschaft

verlustig erklärt. Räch seinem Vater (-1-1081) kommt
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dct Sohn Berchtold von Rheinfelden (5 1090) nicht mehr
in Burgund vor.

Die erste Epoche des Rektorats hatte also mit 1077

ihr Ende erreicht nnd das Verhältniß hörte ans, so daß

von da an die königliche Gewalt ohne urkundlich bekannte

Zwischengewalt in Vnrgnnd wieder in's Leben trat. Der
Nachlaß des Herzogs von Rheinfelden ging dnrch die Tochter

des Gegenkönigs, Agnes, nach dem Tode ihres Sobnes
auf ihren Ehemann Bertold II von Zähriugen über. Eine

Übertragung reichsstatthalterlicher Befugnisse auf Herzog
Berchtold II von Zähriugeu kann aber nicht stattgefunden
haben, weil sie weder bei dem Tode Herzogs Rudolf,
noch bei demjenigen seines Sohnes mehr bestanden haben.

Die gleichen Verhältnisse dauerten in Burgund unter Berchtold

III (III > —1122) fort nnd in gleicher Weise gingen
dieselben auf Conrad vou Zähringen, Berchtolds III Bruder
über, und dauerten selbstverständlich fort bis zum Tode

Heinrich des V (1125), mit welchem die scilische Dynastie uud

mit il,r die Erbkönige von Burgund ausstarben. Von 1077

bis 1125 kann somit kein RektoratsverhcUtmß angenommen
werden, nnd der Herzogstitel des Hauses Zähriugen,
herrührend von der Belehnuug Berchtolds l mit Kärnthen, war
eine dem Harise ZZHringen ohne Beziehung zu Burgund
angehörende Standesbezeichnuug.

In dem Wahlkampf um die deutsche Krone (I I25) war
Herzog Conrad ans Seite Lothars von Sachsen, denn die

Zähringer, als Welsen, waren mit de» Hobenstcinfen erblich

verfeindet. Tas Juteresse dcr Zähringcr war anch sür eine

bleibende Vereinigung Z'urgunds mit Dentschland, denn eine

Trennung beider Vänder hätte eine Zersplitterung ibres
Besitzes unter mehrere Reiche und eine Schwächung ibrer Macht

zur Folge gehabt, während die Fortdauer der Vereinigung
die Entwicklung der zähriugischeu Länder im Breisgau und

Burgund zn einein einheitlichen Fürstenstaat nur begünstigen
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konnt?. So wie Conrads Beistand der Erhebung Lothars
diente, so mnßte Lothar andererseits den dynastischen Zwecken
der zähringischen Politik dienen.

Des Ereigniß, welches diese Verbindung zu einem

wirksamen Resultat brachte, war das Aussterben der ältern Linie
des bochburguudischen Grafeuhauses mit Wilhelm IV, der

itt Peterlingeu lI27 ermordet worden war.
Die Grafen von Hochburgund waren Lebeusträger der

salisehen Könige, seit Heinrich III den Grafen Rainald I zur
Huldigung genöthigt hatte. Rainald II, sein Eukel, hatte,
wahrscheinlich durch Heirath mit einer Erbtochter des

gräflichen Hauses Otlingen, großen Grundbesitz auch jenseits des

Iura erworben. Urkundlich kommt sein Sohn Wilhelm III
in Besitz bedeutender Macht, und unter anderm auch der

St. Petcrsinsel und des Dorses Belmont vor. Tieser
Wilhelm III hatte zur Gemahlin Agues von Zähringen, eine

Tochter Berchtolds II und Schwester Conrads, Sowohl er

als sein Sohn Wilhelm IV wurden ermordet. Die nächsten

Erben waren von väterlicher Seite Graf Rainald III von
Hoeliburguud, Geschwisterkind Wilhelms III nnd Conrad
vonZähringen, als miitterlicher Oheim Wilhelms IV.
Rainald III, welcher wahrscheinlich die Erbschaft an sich nahm,
verweigerte dem König Lothar die Huldiguug, weil er
demselben keinen erbrechtlicheu Anspruch an die burguudische
Krone uud keiue daherige Lehensherrlichkeit zuerkannte. —
Es ist die Tradition des hochbnrgundischen Hauses geweseu,
das Pauner der bnrguudischen Nationalität zu tragen und

einzustehen pre ie duiKunclu el libennte suecum. Diese
verweigerte Huldiguug batte die Reichsacht auf dem Tage
zu Speier 1l27 zur Folge uud die Belehuuug Conrads von
Zähriugeu mit den Rechten und Besitzungen Rainalds zwischen
dem Wernhardsberg nnd Jura. >),

Conrad von Zähriugen konnte erbrechtliche Ansprüche

auf die Besitzungen des hvchburgundischen Hauses machen;

') Otto Arising àe red. Asstis ?rià, I. l, II, «, 9,
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ob diese Ansprüche die R ichsacht veranlaßten, oder ob die

Neichsacht die Geltendmachung der Ansprüche herbeiführte,
ist nicht zu ermittelu. Wahrscheinlich ist es, daß die Rechte

und Besitzungen des bochbnrgundischen Hauses in Trans-
jurauien, vielleicht eben der frübere oltingische Güterbcsitz,
ein Hauptmoment des langen Krieges zwischen Zäbringen
uud Hochburgund gewesen ist.

Zu der Pelehuung mit dcn durch die Neichsacht heim-

gefallcnen Rechten nnd Lehen kam aber noch die Ertheilnng
hoheitlicher Rechte an Herzog Conrad von Seiten des

Kaisers. Bis dahin erscheint Conrad nicht einmal als Herzog,
sondern in zwei Urkunden vom 2. Jan. Il26 nur als
liiius uueis Nerlolcli, ') nnd der Herzogstitel des Hauses

begriff keine Regiernngshoheit in sich.

Die Natur der an Herzog Conrad verlichenen Gewalts-
delegation ist nirgends präcistri. Der Natur der Verhältnisse

nach muß es eine der herzoglichen Gewalt analoge
gewesen sein. König Lothar beherrschte Burgund als einen

Bestandtheil des deutscheu Reichs, und die Verleihung eines

solchen konnte nur geschehen als Herzogthum. Tahcr sagt
die Stiftungsurkunde vou Frienisberg vou 1131: „vuo.g-
tum buüZuinliö uvbilitec loZonto ch,«« dNuoncircln. Es konnte

sich aber die Gewalt des Herzogs Konrad auch mehr an den

Vorgang derjenigen anschließen, welche das Hans Rheinfelden

gehabt hatte, wenigstens vom burgnndischen Standpunkte

aus mehr in dieser geschichtlich bekannten Form
aufgefaßt werden. Daher findet sich anch der Name „ rootur "

in der Stistttttgsurkuttde vou Jnterlaken (1i33), wo die

Anfechtung der Vergabung bedroht ist si soournlum volunw-
tsm revivns LuiZunclie iwr, tuorit... omeiicluluru (Zeerl.
I. 72). Tie deutsche Truberurkunde, wahrscherülich v. li30,
(Zeerl. l. 68) hat: Conrad von Zähringen „Regierer Bur-
gundens", ist aber eine viel spätere Uebersetznng eines

verlorenen lateinischen Originals. Jn der Schcnkungs-

>) Iroi'»oN, Svncäl, I. 147, 149.
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Urkunde Egclofs von Opligen von 1126 (Zeerl, 1,54) beißt
es: „ priiNiZlum dur^unuis obtimmle (!lm«urin!v. ^°

Möglicherweise hatten eiu solches Primat, eine Art Oberherr-
lichkeit iu Burgund, die Grafen von Hochbnrgnnd gehabt.

Tas Verhältniß der Gewalt Conrads, obschon es auf
eiuer Delegation des Kaisers beruhte, war uicht fir,irt und

nicht präeisirt. Es ist dies nm so erklärlicher als ans der

Belehnuug Conrads eiu Krieg mit Rainald ersolgte, welcher
beide Gegner überdauerte. Die Thronberechtigung des Kaisers

sowohl als die aus derselben hervorgegangene Belehnnng
Conrads waren bestritten, nnd eben so unklar war das

Verhältniß Burgunds zu Deutschland. Es ist daher natürlich,
daß die Quellen sich nicht mit Präeisiou über deu Inbegriff
der Gewaltsdelcgation des Herzogs ausgesprochen haben.

Die Streitfrage wurde um die Realität der Gewalt uud der

Rechte mit den Waffen, nicht nm juristische Tistiuktiouen
mit processualischeu Formen geführt.

Auf Lothar folgte im Jahr 1138 Conrad III, ein Hobeu-
stause, auf deu deutschen Thron, dessen Mutter Agues eine

Tochter Heinrichs IV war. Dieser Wechsel brachte keine

Veränderung iu die Verhältnisse Conrads von Zähriugen; er

hielt zn dem König, weicher seinerseits seine Stellung iu

Burgund anerkannt zn haben scheint; dieselbe muß um so

mehr konsoiidirt worden sein, als mit deu Hohenstaufen
wieder eine erbberechtigte Tynastie den Thron bestieg. Er
kommt in den Urkunden dieser Zeit 1138, 1142, 1147, 1152
als öux IZurFunciiö vor, Im Freihcitsbrief Conrads für
Jnterlaken 2) von 1146 kommen auch roolores LiiiiZunchü vor,
und in der gleichen Urkunde schenkt der König dem Kloster
die Alp Scheidegg uud einen vierten Theil von Jseltwald
„prius csuiäem roßixi porli inzul>s, quos nus « (Än/'tt,/s cku^ö

«leWe^wL, H«s M»se«/iien/e, pieilumiimto «oolesie loßilim»
uoniUicmo coiilriläiilimus." Es zeigt sich hier der Unterschied

') Stâlins Gesch. Wurtemb. I. 322.

"1 Zce,l. I. S7.
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der Gewalt gegen früher; denn während Heinrich IV im

Jahr 1074 eigenmächtig eine Schenkung anordnete, welche

der Statthalter vollzog, müssen hier die Reichsgnter erst von
der Gewalt des Herzogs liberili werden und die Veräußerung

ersolgt nur mit seiner Zustimmung.
Jn diesen Verhältnissen folgte Berchtold IV seinem den

7. Jan. 1152 verstorbenen Vater, und wurde bereits in
wirrer Urkunde vom 12. Jan. gl. I. von Conrad III
anerkannt.') Am 15. Febr. 1152 starb König Conrad III uud

.ihm folgte sein Neffe Friedrich I, Barbarossa.

Sogleich nach der Thronbesteigung des Königs, zwischen

1. März und l. Juni 1152, erfolgte ein wichtiger Vertrag
mit Herzog Berchtold IV. Diese Urkunde ist die einzige,
welche das Verhältniß des Rektorats genauer
präcisirt. ,— Der König bednrfte des Beistandes des Herzogs

zu seinen italienischen Entwürfen; daher verpflichtet
sich in dem Vertrag Herzog Berchtold dem König mit
500 Neitern nnd 50 Armbrustschüßen zuzuziehen; dagegen

verpflichtet sich der König, dem Herzog ganz Bnrgnnd hier-
seits uud jenseits des Jnra zu übergeben und ihm unter-
würsig zu machen (Zeerl. I. 89): Dominus rex rlubit eiuem

4uei teiliim provinole et durguiiclie et iiilr,ibil oum eoilem
4uee in preclivlrrs terras et rnljuvabil eum errsrlem terrgs sob-
juAsre... Dann fährt die Urkunde fort: ilumimrUim el vr-
liin»liouem utriusque terre dominus rex tmdebit qmrmciiu in

ipsis terris lnerit; post cliseessum regis uux ulrrrsque terras
in pci<sÄ«ks e< «^nations 5u« ?-ettneött, prêter «reliiepis-
eov»lus et episeopiilus, qui speeiuliter sc! murium regis
pertinent.

Es geht aus dieser Urkunde hervor, daß die Gewalt
des Herzogs eine Stellvertretung der königlichen
Gewalt ist, und daß der Herzog die gleiche Gewalt hat

D c, mg e l'SA. bità. 4g.
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(poleslas und orclinglio), welche der König ausübt, wenn

er im Lande ist. Es war somit eine erbliche Statt-
balterschaft (cin alter ego), welche die königliche Gewalt
in den ihr unterworfenen Ländern erschöpfte. Ausgenommen

waren hievon die Bisthümer, welche direkt vom König ab-

hiugen. — Der Vertrag wurde beiderseits erfüllt, und am

13. Jan. 1155 huldigte der Delphin Guigo von Albon

für die Stadt Vienne dem Herzog Verchtold in Rivarolo
(Inst. ^»rliiFU'baclensis. V, 164). Dennoch ist die Gewalt des

Herzogs jenseits des Jura kaum als sehr real anzusehen,

sondern ihr Schwerpunkt lag jedenfalls bierscits des Jura.
Tic Hauptmomente dieser Entwicklungsstufe sind: 1)

Die Bcstimmnng dcr Gewalt durch Vertrag. 2) Die räumliche

Ausdehnung derselben über ganz Bnrgnnd nnd Arelat.

3) Die Vergrößerung der Gewalt, welche mit Ausnahme
der Bisthümer alle königlichen Gerechtsamen in sich begriff.
Die Eigenschaft der Stellvertretung uud Statthalterschaft ist

besonders stark ausgedrückt iu der Bestimmung, daß die

Anwesenheit des Königs die Gewalt der Vertretung sistirt.

Diese Bestimmung schließt auch den Begrifs des Lehens
aus, welcher durch die Anwesenheit des Lehensherren nicht

afficin wird. — Der Vertrag von 1152 ist die Grundlage
und der Anfang des Rektorats im engern Sinn,

4.

In diesem Znstand blieb das Verhältniß bis 1156. In
diesem Jahr trat in demselben eine wesentliche Veränderung
ein dnrch die Heirath Friedrichs l mit Beatrix,, der Erbtochter

Rainalds l!I von Hochbnrgnnd. Durch diese gingen nuu die

Rechte, Besitzungen und Ansprüche, nm welche feit Lothars

Belehnung das Hans Zähringcn gestritten hatte, anf den

Kaiser über. Ebenso erwarb der Kaiser die Länder des

Grafen von Hochburguud, welche er im Vertrag von 1152

dem Herzog Vertchtold nnterworfen hatte, dessen Vasall der

Kaiser somit geworden wäre. Die Fortdauer des Vertrags
Archiv dcS hist, Verein«. „

V. B°. »I, Heft ^
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wnr somit unthuiilich, und es erfolgte auf eine nur durch

ihre Folgen bekannte Weise die Abänderung des Vertrags
von 1152 (1156^1159),

Der neue Inhalt der Gewalt wurde nnn der, daß

der Herzog auf die Länder jenseits des Jura verzichtete,

dagegen über diejenigen diesseits des Jura eine unbeschränktere

Macht erhielt, als die im Vertrag von 1152 präeisirte

gewesen war. Wahrscheinlich wurde der Herzog durch die

gänzliche Ueberlassnng von Transjnrauien abgefunden, wo

ihm die unbeschränkte Ausübung der königliche» Gerechtsamen

nnd die vom hochbnrguudischen Nachlaß herrührenden

bestrittenen Rechte überlassen blieben. Insbesondere hörte
die Ausnahme für die Bisthümer auf, welche der Gewalt
des Rektors nntcrworfcn wurden. Es gclcmg aber thatsächlich

diese Unterwerfung weder in Genf noch in Sitten. Jn
Lausanne allein vermochte der Herzog seine Regalien zur
Geltung zn bringen. Das Rektorat in seiner letzten Form
und vollendeten Entwicklung ging von Verchtold IV, der sich

selbst zuerst uud seit 1157 deu ständigen Titel Rektor')
beilegte, aus seinen Sohn Berchtold V über, mit desscn kinderlosem

Tod es dahin siel. Bei den Grafen von Kyburg
kommt das Rektorat nicht vor; die Erblichkeit war somit auf
den Mauusstamm beschränkt. Auch der vou Heinrich VII
geführte Rektorstitel war e»i leerer Name. Gegen die zur
selbstständigen Macht entwickelte Zwischengcwalt erhob sich

nnter Berchtold V der romanische und obcrländische Adel,
wurde aber im sog. Baronenkrieg iu Wifflisburg und Grin-
delwald geschlagen, 121 t —1212.

Jn dieser letzten Eutwickelungsstufe des Rektorats
befindet sich die königliche Gewalt in den Händen dcr vom

>) Urkunden mit dcn, Rektortitel:
1156. Schirmbrief sür Hauterit, Schöpfer. II. 107
1157. Urkunde f. Rltcnrif. Zeerl. I. 49.
1165. Schenkung an dass. Gingins I. 197,
1169. Urkunde üb Stein. Schöpfer V. 112,
1177. Priestcrwahl in Zürich, Zeerl, I, 1U9.
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Standpunkt des Erbrechts durch ibre Abstammung von den

Saliern legitimen Dynastie der Hobenstanf/n. Wie die

Salier vereinigten die Hohenstaufen das Erbkönigtbum Burgund

mit der deutschen Krone. Diese nationale Stellung
wurde noch verstärkt durch die Heiratb Friedrichs I mit Beatrix

und den privatrechtlichen Erwerb der Rechte des hoch-

burgundischen Hauses. Folgeweise näherte sich die Gewalt
der Herzoge von Zähriugeu wieder mebr der Stellvertretung
der erbköniglichen burgundischen Königsgewalt als derjenigen
des deutschen Hcrzogthums, wozu die Verbältnisse Lotbars
die Veranlassung gegeben hatten. Jn dieser letzten Stufe
war das Rektorat eine erbliche Statthalterschaft mit voller
königlicher Machtbefugnis).

b.

Neberblicken wir nun den Entwickelungsgang des

Rektorats, so finden wir, daß dasselbe ans der Sonderstellung

Burgunds beruhte, allein kein o rg a n i sche s

Verhältniß weder des burgnudischen noch des deutschen Reichs
gewesen ist. Es ging aus zufälligen Umständen hervor nud
entwickelte sich jeweilen durch geschichtliche Ereignisse und

Thatsachen, welche dasselbe bald aufhoben, bald räumlich
uud rechtlich beschränkten oder ausdehnten. Es wirkten mehrere

Faktoren zu Bildung des Verhältnisses zusammen. —
Die thatsächliche Grundlage war ein großer Giitcrbesitz, wcl-
cher an sich schon eiu Fürsteuthum hätte bildet, können; die

rechtliche Grundlage war eine Vertretung des Oberhauptes,
welche eine ausgedehnte Verfügungsbefuguiß enthielt. Jn
seiner entwickelten Gestalt war das Rektorat das erbliche
Recht der königlichen Vertretung mit den vollen königlichen
Gerechtsamen.

Eigenthümlich ist die Entwicklung des Verhältnisses durch

Vertrag, Vielleicht war bereits die Belchuung Lothars eine

Gegenleistuug; urkundlich ist jedenfalls der Akt von itö2
ein Vertrag, uud der Natur der Sache uach muß auch seine

durch die Heirath Friedrich I erfolgte Abänderung auf Ueber-
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einkommen beruht haben. Jn dieser Form enthielt das

Rektorat für dessen Inhaber eine größere Garantie, indem

er durch eigene Gegenleistungen einen selbstständigen
Rechtsanspruch sich erhielt. Verstärkt wurde die Wirkung noch

durch die Erblichkeit, welche von Anfang an in dem

Verhältniß erscheint (1074). Anch bei der Erneuernug des

Rektorats war der auf die Zcibringer übergegangene rheiu-
feldische Nachlaß und die Erbanfprüche auf den Hochburgundischen

Nachlaß eine mitwirkende Veranlassung, um an das

srühere Verhältniß anzuknüpfen. Eigenthümlich wirkte auch

die Doppelstellung Burgunds, welches von seiner Sonder-
stelluug in einen Bestandtheil des deutschen Reicks überging.
Von Deutschland aus wirkte die Analogie des Herzogthums
auf die Ausbildung des Rektorats, vielleicht um so mehr,
als demselben früher deutsche Gebietstheile einverleibt worden

waren, Seiner innern Natur nach war es eine Vertretung
der auf die deutschen Könige übergegangenen burgundischen

Königsgewalt. Tie allmälige durch die Personalunion
vermittelte Annexion und die in den successiven deutschen Thronfolgen

erfolgten Wandelungen der burgundischen Krongewalt
wirkten natürlich auch auf das stellvertretende Verhältniß
rechtlich und faktisch ein. Im Anfang erscheint es als ein

dnrch die Minderjährigkeit veranlaßtes vormundschaftliches

Vertretungsverhältniß, welches aber thatsächlich noch über

diese Zeit hinaus fortdauerte. Nach beinahe fünfzigjähriger
Unterbrechung tritt das Verhältniß als ein dem Herzogthum
sich annäherndes auf, geht aber durch die Thronfolge der

Hohenstaufen wieder mehr in ein erbstatthalterliches über.

Jn dieser rechtlichen Entwickelung hat jedes Moment
von seinem rechtlichen Dasein bis zu seiner thatsächlichen

Durchführung einen durch den Widerstand widerstrebender
Interessen heibeigeführten Kampf. Tie Personalunion mußte
in blutigen Kriegen erst voit den Saliern erkämpft werden;
um die Annexion und die Gründung des zähringischen
Rektorats wurde über 30 Jahre gekämpft; die Vollgemalt des

Rektorats erkannte der romanische Adel erst, nachdem er in
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zwei Feldzüaen geschlagen war; und die gauze Zeit des

zähringischen Rektorats bildet den Uebergang von der recht-
l i ch ausgesprochenen znr thatsächlich d u r ch g e fü h r
tcu Au »er, ion.

Vom Standpunkte der Nation aus mochte allerdings
eine Seite des Verhältnisses ihrer Anschauung zusagen,
indem durch dasselbe eine Sonderstellung Burgunds vom deutschen

Reich geschaffen wurde. Im Wesentlichen aber mußte
es die Nationalität doch verletzen und beeiuträchtigen. Seit
seiner Entstehung gelangten die Stände nicht mehr znr
Ausübung ibrer Krouwahlrechte. Die Velebnung Lothars, der

selbst iu Beziehung aus Burgund keine erbrechtlichen

Ansprüche hatte, konnte nicht snr rechtmäßig angesehen werden,
nnd die Gewaltsdelcgativn konnte ebensowohl bestritte» wer-

de», als die Usurpation des Delegirenden,
Das Rektorat war eine Zwischengewalt, welcher gegen-

über das Land keinerlei weder traditionelle noch effektive

Rechte batte. Je mehr es sich consolidate, je mehr mußte

das bewußte Streben offenbar werden, aus dem Rektoratsgebiet
eine» selbstständigen Fürsten staat zn bilden. Jn
seiner letzten Stnfe fehlte demselben nur der Name, um ein

Königreich z» bilden, wie es Transjurcmien von 888—993
gewesen war. Der König hatte die Ansübnng seiner
Gerechtsame dem Rektor erblich abgetreten und ibm die Belehnung,

d. h. die Lehensherrlichkeit über alle unmittelbar von
dcr Krone relevirenden Dynastien und Bisthümer abgetreten,
so daß jeder staatsrechtliche Zusammcnhang des Laudcs mit
seinem König durch die Zwischengewalt unterbrochen war.
Ter letzte Schritt znr Selbstständigkeit konnte kanm zu hoch

gegriffen sein sür einen Fürsten, welcher die deutsche Königskrone

ausgeschlagen hatte.

Was aber die Antipathie der Burgunder gegen diese

Tende»; nach eincm selbstständigcn Staat erwecken mußte,
war weniger die rechtliche Stellung, als die Thatfache, daß
diese Gewalt in den Händen einer fremden Dynastie war.
Die nationale Antipathie war das entscheidende Moment in
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dem Widerstand, welchen die Rektoren zn überwinden hatten.
Denn während der deutsche Theil Burgunds ans dem rechten

Aarufer zu den Zähringern hielt, war es der romanische

Theil nnd die Deutschen des Bisthums Lausanne, welche

im Baronenkricq den letzten Kampf für ihre Nationalität
sochten. Von der Zeit des Aussterbens der burgundischen

Könige an tritt dieser Widerstand in den Uebergangsmomenten
immer wieder hervor; so hielten wahrscheinlich die romanischen

Burgunder zn Odo von Champagne gegen Conrad
den Salier; sie hielten zu Rainald ill von Hochburguud

gegen Konrad von Zähriugen uud fochten wohl vereint mit

ihren Bischöfen ihren letzten Verzweiflnngskampf gegen Berchtold

V, we,cher das Schicksal des Landes entschieden hätte,

wenn die Dynastie fortgedauert hätte.
Die Stellung der Rektoren war günstig und gesichert

anf dem rechten Aarufer, wo ein ausgedehnter eigenthümlicher

Grundbesitz ihnen eine zahlreiche Ministerialist eigener

Nationalität zu Gebote stellte. Auf dem linken Aarufer
beruhte ihre Macht auf der ihnen delegirten Gewalt und der

Garantie des Königs. Tiefe Gewähr war aber eine

unsichere Zuverficht; mit den Hohenstaufen waren die Zährin-
ger erblich verfeindet gewesen, und was sie von ihnen
zugestanden erhielten, war ihnen in dcr Noth abgetrotzt ; und
was Friedrich I durch Vertrag abgetreten hatte, entzog er

dem Berchtold theilweise wieder dnrch seine Hciralh, so wie

er anch weit entfernt war, demselben zum Besitz der
Lehensherrlichkeit über die Bisthümer zn helfen. Es diente eben

den Königen nicht, ein Verhältniß aufrecht zu baite», welches
in seiner Entwicklung zu dcr selbststäudigeu Constitniruiig
eines ihrer Länder uutcr fremder Herrschaft hätte führen
müssen.

Diese schwierigen Verhältnisse inneren Widerstandes und

mangelnden königlichen Schutzes mögen die Zähringer zu
den Städtegründungen veranlaßt haben. In ihnen gelangten

sie zu einem vvlksthümlichen Fundament eigener Gewalt.
Nebst dcm Vortheil befestigter Stellungen, welche ihre ge-
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fährdete Lage nothwendig machte, entzogen sie dem ihnen

feindlichen Adel zahlreiche Unterthanen, aus welchen sie die

Städte allei» zn bilden vermochten. Jn dem vielfach
bevorzugten Stand der Burger erwuchs eiue dem Fürsten ergebene

Kraft, welche vereint mit seiner eigenen sowohl fürstlichen

Macht als ausgedehnten Grundherrschaft ebensowohl dem

innern Widerstande die Spitze zu bieten, als den fernen
und unzuverlässigen Schutz des Königs entbehrlich zu machen

vermochte,

6.

Die Mehrzahl ihrer Städte gründeten die Zähringer
auf eigenem Grund und Boden (iu Iueu pruprii tuncli) ; so

die beiden Freiburg, Thun, Burgdorf. Bern war auf
königlichem Grund gebant. Daß die Befugniß hiezu in der

Rektoratsgewalt gelegen bat, läßt sich ans obiger Auseinandersetzung

leicht herleiten.
Schon die Analogie des Herzoglhums begründet die

rechtliche Präsumtion für die Verfügung über Rcichsgut,
denn die Herzoge verfügten über Reichsgüter. Conrad III
anerkannte auch diese Befugniß bei dcr Schenkung der

Scheideggalp und Jseltwalds an Jnterlaken, indem er die

anf den Reichsgütern (prius regno pertinentes) hcrftcude Ge-

rechtsanie des Herzogs durch die Einholung seiner Einwilligung

aufhob (i> lluev clelibei'iUos iv.>v eousenlienle. Zeerl.
I. »6). Durch den Pertrag von 1152 wurde die puteslgs
und orcliuittiu des Rektors als die königliche vertretend
anerkannt, somit anch die Perfüguugsbefugiriß über das Krongut.

Es ist dieß um so sicherer, als mit IIb» alles was
bis dahin noch im unmittelbare» Zusammenhang mit der

königlichen Gewalt sich hatte erhalten können, wie die bischöfliche

Belehnuug, dem Rektor unterworfen worden war. So
war wahrscheinlich die Skubelcumatt ein Neichsgut,. welche

Berchtold IV 1175 an Rüggisberg schenkte (Zeerl. I. 54).
Tie Beifügungen des Rektors über Reichsgut waren

rechtlich eben so wirksam, wie wenn sie vom König selbst
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ausgegangen wären, daher war der Rektor befngt, auf
königlichem Boden Städte zu gründen, wie auf eigenem Boden
und mit gleichem Reckt wie der König selbst. Solcke Akte

waren Emanationen der delegirenden königlichen
Gewalt und bedurften als solche keiner Bestätigung.

So ist deuu die Gründung Berns ein eigenmächtiger
aber rechtmäßiger Akt des Rektors gewesen, dessen

Rechtfertigung in der Natur des Objekts, der königlichen Eigenschaft

des Bodens und derjenigen des Subjekts, der delegate»

königlichen Gerechtsame, liegt. Die Thatsache einer

Bestätigung des Königs vorauszusetzen ist nicht nothwendig,
denn obne dieselbe enthielt die Gewalt des Rektors die

hinreichende Befugniß. Ta sie urkundlich nicht bekannt ist, so

kann man annehmen, sie habe nicht stattgefunden, und die

Rechtmäßigkeit der Gründung sowohl als der Ertbeilnng des

Stadtrechtsakts ist nichtsdestoweniger von der Handfeste förmlich

anerkannt.

In gewisser Beziehung kann man sagen, die Stadt sei

eine reichsunmittelbare gewesen, weil ihr Boden und die

Gewalt, welcher sie unterworfen war, eigentlich königlich waren.
Nur die Ausübung der königlichen Gewalt in Bnrgnnd
als eigenthümliches erbliches Recht bewirkte, daß die

Stadt der Zwischengewalt des Rektors unterworfen war.
Das Aussterben der Rektoratsdyuastie hatte zur Folge,

daß die ibr als erbliches Recht gehörende Ausübung der

königlichen Gewalt wieder mit dieser zusammensiel. Tie
Zwischengewalt, deren Wesen die Ablösung der Ausübung
vom Recht ausgemacht hatte, siel weg, und mit der Redintegration

der königlichen Gewalt trat die Stadt als ein nnmit-
telbar dem Reich unterworfener Bestandtheil aus dcm
Rektorat hervor. Die Annexion war rechtlich angebahnt dnrch
die Verfügung des Königs Lothar; sie ward thatsächlich
durchgeführt durch das Rektorat und endlich abgeschlossen durch
den Heimfall des Rektoratsgebiets an die Krone.

Ta die Gründung Berns ein Akt der ans den

eigenthümlichen Verhältnissen des Rektorats entsprungenen Städte-
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relink war, so wäre es dynastischen Zwecken dienstbar ge^

blieben, wenn die zähringische Dynastie fortgedauert hätte.
Allein das kinderlose Absterben ibres Gründers balie ihre
Reichsnnmitteibarkeit zur Folge, Tem Tode ihres Gründers
verdankte sie ibre Freibeit, Keine Generation war vorbeigegangen,

als die Stadt sich als freies Gemeinwesen zu rekonsti-
iuiren nnd in »eue Babnen des Wirkens einzulenken berufen war,
ganz anderer Art als diejenigen, welche ihr bei ihrer Gründung
zugedacht gewesen waren. So wie ihre Gründung ein recht

mäßiger Akt gewesen war, so war es auch ibre Freiheit als
Folge eines ohne ihr Zuthun eingetretenen Ereignisses, Die
Rechtmäßigkeit ist der leitende Grundsatz der Entwicklung
des Gemeinwesens geworden, Jn diesem Sinn bat die

Stadt ihren Perus durchgeführt, und die von ihr erworbenen
Gebiete mit dem Geist eines freistädtischeu Gemeinwesens
an stch gezogen nnd durchdrungen. Die Entwicklung fand
stets auf der Grundlage des Rechts nach den jeweiligen
Begriffen der Zeit statt. Den beiden Eigenschaften eines

freiheitlichen Wirkens auf dem Boden des Rechts verdankt die

bernerische Geschichte ihre großen Leistungen mit verhältnißmäßig

geringen Kräften.
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